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Die Krankenkassen im Kriegszustande.
Von Helmut Lehmann, Berlin-Baumschulenweg.

Die Krankenkassen sind Werke des Friedens,
denen, wie so mancher Kulturarbeit, die Ver¬

nichtung durch den Weltkrieg droht. Nicht so

sehr ist es die Entziehung der besten Risiken

durch die Einberufung der wehrfähigen Mann¬

schaften zu den Fahnen, die den Bestand der

Kassen gefährdet, als vielmehr die fast völlige
Lahmlegung des Wirtschaftslebens. Die Kranken¬

kassen sind sehr empfindlich gegen jede Störung
des Wirtschaftslebens. Anschwellen des Kranken -

bestandes und Verminderung der Beitragsein¬
nahmen sind die Folgen jedes wirtschaftlichen

Niederganges. Die gegenwärtige Kriegslage traf

aber die Krankenkassen um so schwerer, als sie

durch die krisenhafte Entwicklung der Volks¬

wirtschaft in den letzten eineinhalb Jahren ver¬

hindert wurden, ihre finanzielle Rüstung den ver¬

mehrten Aufgaben anzupassen. Die Versteifung
des Geldmarktes und die dauernde Unsicherheit

der weltpolitischen Lage ließen befürchten, die

niederdrückende Entwicklung des Wirtschafts¬

lebens werde noch lange andauern und dieKranken¬

kassen zu keiner rechten Fortentwicklung kommen
lassen. Es ist anders gekommen. Die Spannung
hat zu einer gewaltsamen Entladung geführt.
Jetzt gilt es zu retten, was noch zu retten ist.

Die Gesetzgebung ist den Krankenkassen mit

dem Gesetz betr. Sicherung der Leistungsfähigkeit zu

Hilfe geeilt. Die Beiträge werden allgemein auf

4 Vt vom Hundert des Grundlohns erhöht Eine

Maßnahme, deren Wirkung zweifelhaft ist. Sie

kann nur dann Erfolg haben, wenn das Wirtschafts¬

leben auch während des Kriegszustandes wieder

in Gang kommt und wenn ein zu erwartendes Mora¬

torium die Forderungen der Krankenkassen nicht einschließt!
Vorerst können die Kassen ihre Beitragsforde¬
rungen noch im Wege der Zwangsvollstreckung
verwirklichen, soweit sie nicht durch die für den

Kriegszustand geschaffenen Notgesetze daran ge¬
hindert sind. In Frage kommt hierfür das „Gesetz
betr. den Schutz der infolge des Krieges an Wahr¬

nehmung ihrer Rechte verhinderten Personen.44

Nach § 5 dieses Gesetzes unterliegt die Zwangs¬
vollstreckung wegen der Forderungen der Kassen

folgenden Beschränkungen: Die Versteigerung und die

anderweite Verwertung beweglicher körperlicher Sachen

sowie die Versteigerung von Gegenständen des

unbeweglichen Vermögens ist unzulässig wegen Forde¬

rungen gegen Personen, die vermöge ihres Dienst¬

verhältnisses, Amtes oder Berufes zu den mobilen

oder gegen den Feind verwendeten Teilen der

Land- oder Seemacht oder zu der Besatzung einer

armierten oder in der Armierung begriffenen
Festung gehören. Da auch der Landsturm zum

großen Teil mobilisiert ist oder noch wird, so kann

die Zwangsvollstreckung gegen die einberufenen

Arbeitgeber (und Mitglieder) nur bis zur Pfändung
getrieben werden, doch sind die Pfandstücke nach

§ 808 ZPO. im Gewahrsam des Schuldners zu

belassen, soweit nicht hierdurch die Befriedigung
der Kasse gehindert wird. Die Ablieferung von

gepfändetem Geld ist dagegen zulässig, nicht aber

der Antrag auf Konkurseröffnung. Die Kassen

könnten demnach nur Forderungen, wie Ansprüche
aus Werkverträgen, Mietverträgen usw. pfänden
und sich zur Einziehung überweisen lassen. Aber

auch diese Forderungen werden gegenwärtig
meist nicht realisierbar sein.

Die Krankenkassen haben daher alle Ver¬

anlassung, die Bestrebungen zur Wiederaufnahme

der gewerblichen Tätigkeit zu unterstützen, damit

ihren gewaltigen Ausgaben auch Einnahmen gegen¬
überstehen.

Es wird kaum eine Kasse in der Lage sein,
ihre laufenden Ausgaben aus den Einnahmen zu

decken. Die Rücklagen müssen wohl überall an¬

gegriffen werden. Die Rücklage besteht aber nur

zum geringsten Teile aus flüssigen Werten, näm¬

lich bei den Kassen, die entweder grundsätzlich
oder infolge behördlicher Anordnung, wie zum

Beispiel in Hamburg, ihre Rücklage nur in bar

bei der Sparkasse hinterlegen. Große Kassen

haben erhebliche Teile der Rücklage in Hypo¬
theken angelegt, um die Kursverluste aus Wert¬

papieren zu vermeiden; im übrigen kommt die

Versilberung der Wertpapiere in Frage. Ihr Ver¬

kauf ist gegenwärtig sehr unzweckmäßig, da die

Börsen geschlossen sind. Es bleibt sonach die

Beleihung (Lombardierung).
Durch das Darlehnskassengesetz sind für die

Dauer des Kriegszustandes Darlehnskassen bei

den Reichsbankhauptstellen errichtet worden. Die

Darlehen können nicht länger als auf drei, aus¬

nahmsweise bis zu sechs Monaten gewährt werden.

Die vom Reich oder einem Bundesstaate aus¬

gegebenen Wertpapiere werden bis zu 60 Proz.

eines festzustellenden Kurswertes beliehen. Der

Zinsfuß des Darlehns soll höher als der gegen¬

wärtig 6 Proz. betragende Reichbankdiskont sein.

Hypotheken werden als Pfandobjekte nicht

angenommen und können demnach nur bei privaten
Stellen beliehen werden. Die Lombardierung der
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Wertpapiere ist demnach äußerst kostspielig, auch

ist es zweifelhaft, ob die Kassen in der Lage sind,

nach drei Monaten die aufgenommenen Darlehen

zurückzuzahlen. Bei Privatbanken wird Geld zu

günstigeren Bedingen kaum zu haben sein.

In diesem Falle, wie überhaupt, wenn die

vorhandenen Mittel zur Deckung der Regel¬
leistungen und Verwaltungskosten nicht aus¬

reichen, hat bei den Orts- und Landkrankenkassen

der Gemeindeverband, bei den Betriebskranken¬

kassen der Arbeitgeber, bei den Innungskranken¬
kassen die Innung einzutreten. Im Interesse der

Selbstverwaltung muß dieser Zustand solange
als möglich hintangestellt werden. Wahrschein¬

lich wird er bei einer Anzahl Kassen eintreten.

Es wäre deshalb besser, die Gemeindeverbände würden

den Kassen, die Wertpapiere oder Hypotheken flüssig
machen müssen, diese Werte unmittelbar abnehmen.

Neben den Barleistungen und Verwaltungs¬
kosten haben die Kassen die Ausgaben für die

Krankenpflege, die Rechnungen der Ärzte, Apo¬
theker, Drogisten, sonstigenHeilpersonen, Kranken¬
häuser und Lieferanten zu bezahlen. Hier gelten
die besonderen vertraglichen Vereinbarungen.
Ohne Einwilligung der anderen Vertragspartei
kann die Bezahlung ihrer Forderungen nicht

hinausgeschoben werden. Die Kassen hätten die

Zwangsvollstreckung gegen sich und, falls diese

ergebnislos wäre, gegen den Gemeindeverband

zu gewärtigen. Die Verordnung des Bundesrats,
wonach auf Antrag des Schuldners durch das

Amtsgericht ein Anerkenntnisurteil erlassen und

darin eine Zahlungsfrist zu bestimmen ist, wird

auf die Kasse ebensowenig angewendet werden,
wie die Vorschrift derselben Verordnung, daß

das Vollstreckungsgericht die Zwangsvollstreckung
auf Antrag des Schuldners auf längstens drei

Monate aussetzen kann. Denn die Voraussetzung
für die Anwendung dieser Vorschriften ist, daß

die Lage des Schuldners sie rechtfertigt und die

Zahlungsfrist dem Gläubiger nicht einen unver¬

hältnismäßigen Nachteil bringt. Da der Gemeinde¬

verband der Garant der Kasse ist, wird die Ver¬

ordnung nicht anzuwenden sein.

Die Ärzte werden jetzt dringend anzuhalten

sein, auf das sparsamste zu verordnen und recht

vorsichtig bei der Erklärung der Arbeitsunfähig¬
keit vorzugehen.

Nach Aufhebung der Mehrleistungen werden

nur ganz wenige Kassen, die Familienhilfe ein¬

geführt haben, diese fortsetzen können. Ist in

den Ärzteverträgen für die Familienhilfe eine

besondere Honorierung nicht vorgesehen, so steht

in Frage, ob eine entsprechende Ermäßigung des

Honorars einzutreten hat. Das kann nicht zweifel¬

haft sein. Die Aufhebung der Mehrleistungen
durch Gesetz ist ein Umstand, den die Kasse nicht

zu vertreten hat, sie ist daher insoweit zum Rück¬

tritt vom Vertrage berechtigt. (§ 323 BGB.)
Die Aufhebung der hausgewerblichen Kranken¬

versicherung soll den Kassen einen Teil ihrer

Lasten abnehmen. Diese Erleichterung wird auch

eintreten, denn obwohl die Personen, die infolge
des Notgesetzes aus der hausgewerblichen Ver¬

sicherungspflicht ausschieden, zweifellos nach §313
RVO. die Mitgliedschaften fortsetzen konnten,
werden sie wegen Mangel an Mitteln dazu nicht im¬

stande sein. Wichtig ist dagegen die Feststellung
derBegründung des Gesetzes, daß die in Werkstätten

beschäftigten Arbeiter auch dann, wenn ihr Arbeit¬

geber Hausgewerbtreibender ist, als gewerbliche
Arbeiter versicherungspflichtig sind. Damit ist

einer der wesentlichsten Streitpunkte der Ver¬

sicherung der hausgewerblich Beschäftigten in

befriedigender Weise erledigt und wird der

späteren Wiederaufnahme der hausgewerblichen
Krankenversicherung den Weg ebnen.

Von außerordentlicher Tragweite für die

Krankenkassen ist sodann das Gesetz betr. Erhaltung
von Anwartschaften aus der Krankenversicherung. Da¬

nach haben die zum Kriegsdienst Einberufenen

auch dann das Recht zur Fortsetzung der Mit¬

gliedschaft, wenn sie sich in Feindesland befinden.

Daß Personen des Soldatenstandes an sich das

Recht zur Weiterversicherung haben, sobald sie

aus der Versicherungepflichtigen Beschäftigung
ausscheiden, kann nicht streitig sein. Selbst

wenn die Beiträge für die Weiterversicherung
nicht bezahlt werden, haben die zum Kriegsdienst
Eingezogenen das Recht, nach Rückkehr in die

Heimat die Versicherung fortzusetzen. Wird von

diesen Bestimmungen in erheblichem Umfange
Gebrauch gemacht, so werden die Krankenkassen

in ganz unübersehbarer Weise belastet.

Sie müssen in jedem Falle Sterbegeld zahlen.

Außerdem können für die Verwundeten Bar¬

leistungen in Frage kommen. Solange sie im

Lazarett behandelt werden, erhalten sie Kranken¬

hauspflege von einem Dritten, die Kasse hat gegen
ihren Willen Krankenhaspflege nicht zu leisten.

Sie hat daher auch Hausgeld nicht zu gewähren,
wohl aber, wenn es verlangt wird, Krankengeld.
Nach der Entlassung aus dem Lazarett hätte die

Kasse die Regelleistungen der Krankenhilfe zu ge¬

währen; soweit Arbeitsunfähigkeit nachgewiesen
wird, also insbesondere Krankengeld. Nur wenn

der Versicherte sich im Auslande aufhält, ruht nach

§ 216 RVO. solange sein Anspruch. Die Kasse

kann auch die Bezüge, die vom Militärfiskus ge¬

zahlt werden, nicht beanspruchen. § 1542 RVO.,
der die Geltendmachung solcher Ansprüche regelt,
wird nicht anzuwenden sein. Nach einer Ent¬

scheidung des preußischen Oberverwaltungs¬
gerichts vom 8. Januar 1891 (Entsch. Bd. 20 S.377)
sind unter den in § 57 KVG. (jetzt in § 1542 RVO.)
geregelten Ersatzansprüche solche aus öffentlichem

Recht nicht zu verstehen.

Etwas anders sind die Ansprüche der Kriegs¬
dienst leistenden Personen, die die Versicherung
nicht fortsetzen, geartet. Diese Personen sind

erwerbslos und daher nach § 214 RVO. anspruchs¬
berechtigt, soweit der Anspruch nicht durch

Aufenthalt im Auslande fortgefallen ist. Dies

wird, da es sich um Versicherungsfälle innerhalb

der ersten drei Wochen handelt, nur bei den in

Belgien und den bei den ersten Schlachten auf

französischem oder russischem Boden verwundeten

oder getöteten Soldaten der Fall sein.

Aus diesen Betrachtungen ergibt sich, daß

das Gesetz über die Erhaltung der Anwartschaften

den Kassen eine außerordentliche Kriegslast auf¬

erlegt. Das ist eine Last, die sie aus ihren Bei¬

trägen nicht decken können, und die zu tragen
auch nicht der Zweck der Krankenversicherung
ist. Sie ist eine Friedens-, nicht eine Kriegs¬
versicherung! Die Kassen werden, abgesehen
hiervon, unter den Wirkungen des Krieges gerade
genügend zu leiden haben. Auch die Nicht¬

verwundeten werden zum großen Teil Schaden

an ihrer Gesundheit nehmen. Die Kosten müssen

dann später die Krankenkassen tragen.
Der Verlust an Menschenleben durch den

Krieg muß aber auch wieder ausgeglichen werden

durch Bekämpfung des Geburtenrückganges, der

Säuglingssterblichkeit wie der allgemeinen Sterb¬

lichkeit. Auch hierbei haben die Krankenkassen

in erster Linie mitzuwirken. Verbesserung der

Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge wie Aus-
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Gestaltung der Fürsorge für Tuberkulöse, Krebs¬

ranke usw. wird erhöhte Pflicht der Kassen

schon während des Krieges. Man denke nur

daran, daß die Lungenheilstätten und Sanatorien

zu Lazaretten umgewandelt und dadurch die

Ansteckungsgefahr durch Tuberkulose, gefördert
lurch eine weitgehende Unterernährung, erheb¬

lich verstärkt wird. Soweit die Kassen nicht

selbst helfen können, müssen sie hierfür die Hilfe

der Gemeindeverbände fordern.

Der Kriegszustand bringt den Kassen dem¬

nach Lasten und Aufgaben, unter denen sie

schier erdrückt werden. Dennoch wird jeder seine

Pflicht tun. Wenn in diesen Tagen Millionen

deutscher Söhne in voller Gesundheit zu den

Fahnen eilen konnten, wenn der Gesundheits¬

zustand der deutschen Heere ganz außerordent¬

lich günstig genannt werden darf, so können die

deutschen Krankenkassen ihr Teil Verdienst

daran beanspruchen. Dieses Bewußtsein muß

jeden, der im Dienste der Krankenversicherung
zurückblieb, anspornen, alles daran zu setzen,
damit die Krankenkassen in dieser schicksals¬

schweren Zeit ihre Aufgaben erfüllen können.

Der Krieg und die Krankenkassenangestellten.
Wie der Vorstand des Hauptverbandes

Deutscher Ortskrankenkassen über das Maß der

zu treffenden Fürsorge für die Angehörigen der

in den Krieg gezogenen Beamten und Ange¬
stellten der Krankenkassen denkt, dokumentiert

sich in einem Rundschreiben, das der Vor¬

stand des Hauptverbandes den angeschlossenen
Kassen und Kassenverbänden unter dem 7. August
d. J. hat zugehen lassen. Wir können uns mit

dem Inhalt dieses Rundschreibens, insbesondere

mit den darin gegebenen Richtlinien einer

„Fürsorge" für die Angehörigen der ein¬

berufenen Beamten und Angestellten der

Kassen, nicht befreunden. Das Schreiben hat

folgenden Wortlaut:

„Fürsorge der Ortskrankenkassen für die Angehörigen der

einberufenen Angestellten.
Es muß und wird von allen Kassenvorständen

als Pflicht empfunden werden, den Angehörigen
der angestellten Beamten, wenn diese einberufen

wurden, unterstützend beizustehen.

Art und Umfang der Hilfe wird je nach den

gegebenen Verhältnissen zu bemessen sein. Daß

die Kassen verpflichtet sein sollen, den Beamten

während der Kriegszeit das Gehalt weiter zu

zahlen, wird von uns nicht anerkannt. Nach

unserer Rechtsauffassung ist das Einrücken zum

Kriegsdienst ein wichtiger Grund, der zur kündi¬

gungslosen Entlassung der Beamten berechtigt.
Diese muß aber vom Vorstand ausgesprochen
und beschlossen werden und zwar in getrennter
Abstimmung.

Der Beschluß ist dem Beamten an seine bis¬

herige Adresse mitzuteilen.

Es dürfte die Kassenvorstände, die in ihren

Entschließungen natürlich völlig frei sind, inter¬

essieren, wie der Vorstand der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse für Dresden die Unterstützungs¬
frage durch Vorstandsbeschluß, der noch der

Zustimmung des Ausschusses bedarf, geregelt hat:

Den Beamten, die eingezogen werden, bleibt

ihre Stellung für ihre Rückkehr gesichert. Das

Aufrücken in die höhere Altersklasse wird durch

den Heeresdienst nicht aufgehalten.
Die Eingezogenen bleiben Mitglied der All¬

gemeinen Ortskrankenkasse und der Pensions¬

kasse. Die Beiträge zur Kranken- und Invaliden¬

versicherung und der Pensionskasse trägt während
des Heeresdienstes die Kasse allein.

Im Falle der Invalidität durch Krankheit oder

Verwundung erfüllt die Kasse die zustehende

Militärpension auf die Höhe der Sätze ihrer Pen¬

sionseinrichtung.
Beim Tode des Beamten, gleichviel durch

welche Ursachen, wird das Sterbegeld an die

Hinterbliebenen und eine Ergänzung der Militär¬

pension bis zur Höhe der Pensionssätze bei der

Kasse gewährt.
Den einberufenen Beamten wird vom Tage

des Einrückens ein Monatsgehalt, der Hilfs¬

arbeitern ein halbes Monatsgehalt weiter gewährt.
Den Ehefrauen einberufener Beamten wird

alsdann der doppelte Betrag für sich und ihre

Kinder gewährt, den die Gemeinde auf Grund

des Notgesetzes vom 4. August 1914 an die

Familien zugesichert hat. Außerdem wird den

Ehefrauen, die eine eigene Wohnung haben, am

Quartalsersten die Wohnungsmiete bis zum Be¬

trage von 40 Mk. pro Monat gezahlt. Die Ehe¬

frauen von Hilfsarbeitern erhalten die Hälfte

dieser Sätze.

Die ledigen Beamten erhalten eine Beihilfe

von 20 Mk. pro Monat und wenn sie ihre Eltern

ganz oder überwiegend zu erhalten haben, eine

Unterstützung entsprechend obiger Familienhilfe.

In besonderen Notfällen beschließt der Vor¬

stand über besondere Hilfe. —

Diese Entschließung hat bei den Beamten

leider nicht allenthalben Befriedigung ausgelöst.
Der Vorstand glaubte aber mit Rücksicht auf die

ungewissen Verhältnisse, die unbestimmte Dauer

des Krieges und mit Rücksicht auf die viel

schlechtere Lage vieler Familien von eingezogenen
Privatbeamten, Arbeitern und Arbeitgebern nicht

weitergehen zu können. Nach dieser Regelung,
die einstimmig beschlossen wurde, ergeben sich

folgende Exempel:

Die Frau ohne Kinder oder mit 1 Kind erhält:

Von der Gemeinde pro Monat* .... 9 Mk.

Von der Ortskrankenkasse 18 und 12 = 30
n

Zur Miete von der Ortskrankenkasse. .
40

„

pro Monat 79 Mk.

* Beziehentlich noch 6 Mk. für ein Kind.

Die Frau mit zwei Kindern erhält:

Von der Gemeinde 1 9 und 2 6 Mk. 21 Mk.

Von der Ortskrankenkasse 42
„

Zur Miete von der Ortskrankenkasse . .
40

„

pro Monat 103 Mk.

Die Frau mit fünf Kindern erhält:

Von der Gemeinde 1 9 und 5 - 6 Mk. 39 Mk.

Von der OKK. 1 18 Mk. und 5 - 12 Mk. 78
m

Zur Miete von der Ortskrankenkasse. .
40

„

pro Monat 157 Mk.

Dazu kommt die übernähme der Versicherten¬

beiträge auf die Kasse mit mindestens 7 Mk. pro

Monat. (Vom November an hat die Gemeinde die

Beihilfe für Ehefrauen um 3 Mk. zu erhöhen, ent¬

sprechend erhöht sich auch die Hilfe der Kasse.)44
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Zunächst zeugt es jedoch von merkwürdigem

Empfinden, wenn der Vorstand des Haupt¬
verbandes darauf hinweist, daß die Einziehung
zum Kriegsdienst einen wichtigen Grund abgibt
zur kündigungslosen Entlassung. Sicherlich dürfte

diese Auffassung unseren ins Feld gezogenen

Kollegen nicht zur Beruhigung dienen über

das Schicksal der von ihnen zurückgelassenen
Angehörigen. Die Auffassung, die der Vorstand

des Hauptverbandes hierdurch bekundet, scheint

uns im übrigen nicht ganz richtig, zum mindesten

aber sehr zweifelhaft zu sein. Vielleicht wäre

es zweckmäßig gewesen, wenn der Vorstand des

Hauptverbandes sich über die Rechtslage mit

dem Schriftleiter seines Organs „Die Ortskranken¬

kasse", Herrn Rechtsanwalt Dr. Baum, verständigt
hätte. Schrieb dieser doch vor kurzem in einem,
irren wir nicht, von ihm in der „Werkmeister-

Zeitung44 Nr. 32 erstatteten Gutachten das Gegen¬
teil. In dem Gutachten heißt es:

„Empfindlich wird dagegen naturgemäß das

Anstellungsverhältnis, wenn der Angestellte, sei

es nun infolge der Kriegserklärung, sei es auch

infolge einer bloßen Mobilmachung, zur Fahne

einberufen wird. Die Erfüllung der Militärpflicht
begründet für den Angestellten die Unmöglich¬
keit der Leistung seiner Pflicht mit dem An¬

stellungsvertrage, und zwar die Unmöglichkeit
infolge eines Umstandes, den weder er noch der

Arbeitgeber zu vertreten hat. Sehen wir zunächst

von der Frage ab, inwieweit diese Unmöglichkeit
auf das Bestehen des Vertrages selbst einwirkt,
so bestimmt jedenfalls § 323 BGB. allgemein, daß

im Falle beiderseits unverschuldeter Unmöglich¬
keit der Vertragserfüllung der Anspruch auf die

Gegenleistung verloren geht. Wenn nur diese

allgemeine Bestimmung in Betracht käme, würde

also der Angestellte einen Anspruch auf Gehalt

für die Zeit seiner militärischen Dienstleistung
nicht haben. Zugunsten der Angestellten gilt
nun aber noch die Sondervorschrift des § 616 BGB.,
welcher lautet:

Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird

des Anspruchs auf die Vergütung nicht dadurch

verlustig, daß er für eine verhältnismäßig nicht

erhebliche Zeit durch einen in seiner Person

liegenden Grund ohne sein Verschulden an der

Dienstleistung verhindert wird. Er muß sich

jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher

ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer

auf Grund gesetzlicherVerpflichtung bestehenden
Kranken- oder Unfallversicherung zukommt."

Der Angestellte kann also wenigstens insoweit

die Fortzahlung seines Gehalts verlangen, als die

Dienstverhinderung nur eine verhältnismäßig nicht

erhebliche Zeit in Anspruch nimmt.

Die Bestimmung des § 616 BGB. gilt ferner

unter allen Umständen nur solange, als das Dienst¬

verhältnis nicht aufgelöst ist. Mit dem Augenblick
der Auflösung entfallen alle auf § 616 gegründeten
Ansprüche des Angestellten. Es ist daher weiter¬

hin die Frage zu untersuchen, inwieweit die Ein¬

berufung zur militärischen Dienstleistung einen

Grund zur Auflösung des Anstellungsverhältnisses
bietet. Von den maßgebenden Bestimmungen der

Gewerbeordnung gestattet bekanntlich § 133 b

sowohl dem Arbeitgeber wie dem Angestellten,
das Dienstverhältnis vor Ablauf der vertrags¬
mäßigen Zeit und ohne Einhaltung einer Kündi¬

gungsfrist aufzulösen, wenn ein wichtiger nach
den Umständen des Falles die Aufhebung recht¬

fertigender Grund vorliegt. Als einen solchen

Aufhebungsgrund bezeichnet es § 133 c Nr. 4 ins¬

besondere für den Arbeitgeber, wenn der Ange
stellte durch anhaltende Krankheit oder durch

eine längere Freiheitsstrafe oder Abwesenheit an

der Verrichtung seiner Dienste verhindert wird.

Welche Dauer die Abwesenheit haben muß, um

als Entlassungsgrund zu dienen, bestimmt die

Gewerbeordnung nicht. Sie steht hier im Gegen¬
satz zum Handelsgesetzbuch, das in § 72 Nr. 3

eine militärische Dienstleistung erst dann als

wichtigen Grund zur sofortigen Entlassung be¬

zeichnet, wenn sie die Zeit von acht Wochen

übersteigt. Man wird wohl aber (wenigstens tut

dies der maßgebende Kommentar von Landmann)
die Bestimmung des Handelsgesetzbuchs analog
auch auf die höheren Angestellten der Gewerbe¬

ordnung anwenden und deshalb auch hier eine

militärische Dienstleistung erst dann als Ent¬

lassungsgrund ansehen können, wenn sie länger
als 8 Wochen in Anspruch nimmt."

Was für die Techniker und Handlungsgehilfen
gilt, sollte doch ohne weiteres Anwendung finden

für die Beamten und Angestellten der Ortskran¬

kenkassen.

Ebensowenig kann man die von der Dresdener

Kasse beschlossene Fürsorge für die Angehörigen
der Eingezogenen als ausreichend anerkennen.

Auch hier vermissen wir Großzügigkeit und Vor¬

bildlichkeit. Es trifft nicht zu, wenn in dem Rund¬

schreiben gesagt wird, daß die Kasse nicht weiter

gehen kann mit Rücksicht auf die viel schlechtere

Lage vieler Familien von Privatbeamten, Arbeitern

usw. Erstens müßte es stillschweigendes nobile

officium für Institute sein, wie die Dresdener Orts¬

krankenkasse, in ihren Leistungen nicht denen

Privater nachzuhinken oder gleich zu sein, son¬

dern als Musterinstitut zu wirken. Durch eine

derartige Haltung werden die Kassen auch am

besten den Interessen derSelbstverwaltung dienen.

Engherzigkeit in ihrer Haltung gegenüber den An¬

gestellten und ihren Angehörigen dürfte nur dazu

beitragen, den Angriffen auf die Selbstverwaltung
neue Stützen zu bieten. Reichs-, Staats- und

Kommunalbeamte — und diese Verhältnisse müssen

maßgebend sein, will man schon Vorbilder zum

Muster nehmen — sind erheblich günstiger gt stellt.

Aber auch städtische Angestellte erhalten

vielfach eine viel weiter gehende Fürsorge für

ihre Angehörigen. So beabsichtigt Berlin zu ge¬
währen bei einer Beschäftigungsdauer bis zu

einem Jahr ein Viertel des Einkommens, bis zu

zwei Jahren ein Drittel, bis zu fünf Jahren die

Hälfte und bei längerer Beschäftigungsdauer
drei Viertel der bisherigen Bezüge. Die Stadt

Dresden gewährt ihren Angestellten zum Teil

noch höhere Sätze. Ähnlich verfahren andere

Stadtverwaltungen. Die Regelung der Orts¬

krankenkasse Dresden, Zuschläge zu gewähren
auf die Leistungen der Gemeinde, erscheint

viel zu schematisch. Führte doch selbst der

frühere Finanzminister und jetzige Oberbürger¬
meister Wermuth - Berlin am 20. August aus:

„Der Magistrat ist zu seinen Vorschlägen deshalb

gekommen, weil die Vorschriften des Reichs¬

gesetzes von 1888* zu schematisch sind und gerade
durch diesen Schematismus empfindliche Ungleich-
mäßigkeiten entstehen können.44

Aber auch private Firmen gehen weit über

die Leistungen der Dresdener Ortskrankenkasse

hinaus: So gewähren die Berliner Banken den

* Die Sätze dieses Gesetzes sind durch das

Notgesetz vom 4. August gleichmäßig erhöht.

Die Redaktion.
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verheirateten Angestellten das volle Gehalt,
unverheirateten das halbe Gehalt weiter. Die

Deutsche Bank, die Dresdener Bank, Disconto-

Gesellschaft usw. zahlen sogar auch den Unver¬

heirateten das volle Gehalt weiter. Ähnliche

Regelung beliebten eine ganze Reihe Versiche¬

rungsgesellschaften, großindustrieller Unter¬

nehmungen usw., so daß die Leistungen der

Dresdener Ortskrankenkasse alles andere denn

mustergültig und vom Standpunkt der Selbst¬

verwaltung klug genannt werden können.

Irreführend sind die Beispiele über die

Kassenleistungen insofern auch, als jedesmal die

Höchstleistung für Miete angerechnet wird und

ferner die von der Gemeinde entrichteten Unter¬

stützungen mitaufgeführt werden. Zieht man die

Miete ab, so sieht man erst, was übrig bleibt

zum Lebensunterhalt, und zieht man die Ge¬

meinde-Unterstützung ab, so kann man ersehen,
was in Wirklichkeit die Kasse für die Ange¬
hörigen leistet. Um so erfreulicher wirkt es,

wenn andere Krankenkassen sich nicht das eng¬

herzige Verhalten der Dresdener Kasse zum

Muster genommen haben und weit über diese

„Fürsorge44 hinausgegangen sind. Zahlen diese

doch vielfach volles Gehalt weiter oder aber doch

Sätze von 50 Proz., 65 Proz., 80 Proz. des vollen

Gehalts, je nach Zahl der Kinder. Selbst die

Scharfmacher verkennen nicht die Notwendig¬
keit, infolge des Krieges zugunsten der Ange¬
stellten und Arbeiter wirtschaftliche Fürsorge zu

treiben. Schreibt doch beispielsweise das Organ
der Vereinigung der deutschen Arbeitgeber¬
verbände, „Der Arbeitgeber44:

„Sie werden sich aber auch weiter in dieser

Zeit der Not, die über unser Volk hereinbricht,
ihrer sozialen Pflicht erinnern und helfend mit

eingreifen, um Not und Elend in der Arbeiter¬

schaft und den Angestelltenkreisen zu mildern.44

Gerade von der Dresdener Ortskrankenkasse

hätten wir aus dem Grunde ein besseres Beispiel
erwartet.

Regeln für die Aufstellung des Rechnungsabschlusses und

der NachWeisungen der Orts-, Land-, Betriebs- und Innungs¬
krankenkassen/)

Die Bestimmungen des Bundesrats vom 9. Ok¬

tober 1913 über Art und Form der Rechnungs¬
führung der Orts-, Land-, Betriebs- und Innungs¬
krankenkassen — abgedruckt im Zentralblatt für

das Deutsche Reich Nr. 50 vom 14. Oktober 1913,
Seite 1009 ff. — gelten vom 1. Januar 1914 ab und

sind demnach zum ersten Male bei Aufstellung
des Rechnungsabschlusses und der Nachweisungen
für das Jahr 1914 zu beachten.

Bei Zweifeln über die Art der Aufstellung
des Rechnungsabschlusses und der Nachweisungen
erteilt das Kaiserliche Statistische Amt im Ein¬

vernehmen mit der an der Statistik beteiligten
statistischen Landesstelle Auskunft (§31 a.a.O.).

Eine Zusammenstellung der aus den bisher

ergangenen Bescheiden sich ergebenden Regeln,
wie sie im § 31 a. a. O. vorgesehen ist, wird nach¬

stehend abgedruckt. Der leichteren Bezugnahme
wegen sind die Regeln nach Mustern geordnet
und innerhalb dieser fortlaufend numeriert.

Die Nachweisungen nach Muster 7 und 8 sind

für die durch die RVO. geforderten Zwecke der

Rechnungsstelle des Reichsversicherungsamts be¬

stimmt; soweit bei diesen oder andern Nach¬

weisungen die Zuständigkeit des Reichsver¬

sicherungsamts berührt wird, werden die Aus¬

künfte im Einvernehmen mit diesem Amte erteilt.

Allgemeines.

1. Weitergehende Unterscheidungen in den

Büchern, als die Bundesratsbestimmungen er¬

fordern, sind zulässig, doch muß die Gliederung
der Spalten in den Büchern derart erfolgen, daß

die vorgeschriebenen Angaben entnommen werden

können.

2. Soweit nicht eine Anordnung gemäß § 377

Abs. 3 RVO. getroffen ist, haben auch die unter

Staatsaufsicht stehenden Betriebskrankenkassen

Rechnungsabschluß und Nachweisungen dem zu¬

ständigen Versicherungsamte vorzulegen.

*) Zusammengestellt im Kaiserlichen Sta¬

tistischen Amte. I. Ausgabe, Juni 1914.

3. Die in den verschiedenen Druckereien her¬

gestellten Muster weichen von einander ab. Die

Verschiedenheit der Muster wird bei der sta¬

tistischen Aufarbeitung störend empfunden. Dieser

Übelstand würde beseitigt, wenn die Kranken¬

kassen nur solche Muster beschafften, die den

gegebenen Bestimmungen auch in der Form genau

entsprechen, wie solche von der Reichsdruckerei

hergestellt werden.

Zu Muster 1.

1. Der Rechnungsabschluß sieht keine Ab-

gleichung zwischen Einnahmen und Ausgaben vor,

eine Aufführung des Kassenbestandes im Rech¬

nungsabschluß innerhalb Kapitel 1 bis 8 ist des¬

halb nicht zu veranlassen. Der Kassenbestand

ist aber in der Vermögensnachweisung (Muster 2)
zu berücksichtigen.

2. Im Rechnungsabschluß sind nur Rein¬

einnahmen und Reinausgaben zu berücksichtigen;
es sind daher alle Kürzungen an Einnahmen und

Ausgaben (Erstattungen, Ersatzansprüche) in

Abzug zu bringen. § 10 der Bundesrats-

bestimmungen hat nur für die Führung des

Krankenbuchs, § 17 für die Führung des Einnahme-

und Ausgabebuchs Geltung.
3. Unter Kapitel 1 (Erträge aus Kapitalanlagen)

sind nachzuweisen: Kapitalzinsen sowie Nutzungen

aus Grundstücken und Geräten.

4. Die Verteilung der Beiträge ist sowohl

im Muster 1 (Kapitel 2) wie auch im Muster 7 nach

der gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vorschrift

vorzunehmen.

5. Sowohl im Muster 1 (Kapitel 2) als auch

im Muster 7 sind die Beitragsteile der Arbeitgeber
aller versicherungspflichtigen Mitglieder auf¬

zuführen, einschließlich derjenigen, welche die

Arbeitgeber gemäß § 517 Abs. 2 für Mitglieder
von Ersatzkassen zu zahlen haben.

6. Wenn von den fälligen Kassenbeiträgen
vom Arbeitgeber nur ein Teil geleistet wird und

der Rest bis zum Abschluß der Kassenbücher

oder überhaupt nicht eingezogen werden kann,
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so ist es nicht nötig, die eingegangenen Beträge
auf die einzelnen Gruppen (Arbeitgeber und Ver¬

sicherte) mathematisch genau zu verteile/.. Bei

derartigen Buchungsschwierigkeiten wird die Ver¬

teilung dorn Ermessen der Kassen überlassen.

Ks ist nichts dagegen einzuwenden, daß alle

Beiträge, die von dem Versicherungspflichtigen
zu zwei Dritteln und den Arbeitgebern zu einem

Drittel (bei Innungskrankenkassen zutreffenden¬

falls zur Hälfte) zu tragen sind, zunächst in einer

Summe verbucht werden und die Verteilung für

den Rechnungsabschluß erst am Jahresabschluß

vorgenommen wird.

7. Die Kostenersätze für Krankenpflege mit

¦/« des Grundlohns (Ersatzleistungen §g 217, 222,

1503 usw.) sind zu angemessenen Teilen auf die

einzelnen Ausgabetitel des Kapitels 4 zu verteilen.

Ks ist statthaft, von einer Verrechnung im

Einzelfall abzusehen und den Gesamtbetrag der

gewährten oder erhaltenen Ersatzleistungen am

Monats- oder Jahresschlüsse bei Kapitel 4 ab¬

zusetzen oder hinzuzurechnen.

8. Unter Kapitel 4 Titel 9 des Rechnungs¬
abschlusses „Bare Leistung statt ärztlicher Ver¬

sorgung44 sind nur Beträge für die Fälle zu führen,

wie sie § 370 RVO. vorsieht.

9. Aufwendungen zur „Fürsorge für Ge¬

nesende44 sind zweckmäßig unter Anfügung eines

besonderen Titels 10 („Fürsorge für Genesende44)
aufzuführen.

10. Unter den Ersatzleistungen (Rückseite
des Musters 1) sind sowohl die Zahlungen der

vorlegenden Kasse als auch diejenigen der er¬

stattenden Kasse aufzuführen (s. a. Nr. 7 zuMuster 1).

Zu Muster 3.

1. Für die Orts- und Landkrankenkassen ist

lediglich Mustor 3a, für die Betriebs- und Innungs¬
krankenkassen Muster 3b bestimmt.

2. Es ist die Zahl derjenigen Mitglieder an¬

zugeben, die nach Ausweis des Mitglieder¬
verzeichnisses zu den angegebenen Zeitpunkten
vorhanden waren.

3. In den Spalten 7 und 8 des Musters 3a

sind auch die in der Forstwirtschaft Beschäftigten
nachzuweisen (§ 161 RVO.).

4. Die Gesamtzahl der Mitglieder (Spalte 1

und 2) ist einmal zerlegt nach Versicherungs¬

pflichtigen und Versicherungsberechtigten, es muß

also die Summe der Zahlen der Spalten 3 + 5 gleich
der Zahl in Spalte 1 und diejenige der Spalten
4 -f- 6 gleich der Zahl in Spalte 2 sein. Ein zweites

Mal — dies trifft nur bei den Orts- und Landkranken¬

kassen (Muster 3a) zu — wird die Zahl der einer

besonderen Versicherungspflicht unterliegenden
Mitglieder in den Spalten 7 bis 18 zergliedert;
es dürfen also die Summen der Zahlen der Spalten
7 + 9 + 11 + 13 f 15 + 17 nicht höher als die Zahl

in Spalte 1 (oder 3 + 5) und diejenigen der Spalten
8 + 10 + 12+14+16 + 18 nicht höher als die Zahl

in Spalte 2 (oder 4 + 6) sein.

5. Versicherungspflichtige, für welche nach

§ 517 RVO. Rechte und Pflichten ruhen, weil sie

einer Ersatzkasse angehören, sind in die Zahl der

Mitglieder nicht einzurechnen. (Schluß folgt.)

Verwaltung.
Zur Frage der Dienstordnungen
hat der Vorstand des Hauptverbandes Deutscher

Ortskrankenkassen an die sachsischen Ortskranken¬

kassen folgendes Rundschreiben versandt:

„Da von mehreren Oberversicherungsämtern
die eingereichten Dienstordnungen mit dem Er¬

fordern zurückgegeben wurden, zur Aufstellung
derselben die amtliche Dienstordnung zu be¬

nützen, versprachen wir in der Meißner Jahres¬

versammlung, beim Ministerium des Innern des¬

halb vorstellig zu werden und dort um Abhilfe

zu ersuchen.

Letzteres ist geschehen, das Ergebnis ist

aber leider nicht in unserm Sinne.

Das Ministerium will, was schon bekannt

war, die Beamtenverhältnisse nicht wie es in

Preußen geschehen ist, regeln. Das heißt, es

will die Kassenbeamten nicht zu gemeindlichen
Beamten gemäß § 359 Absatz IV machen. Da¬

gegen glaubt das Ministerium von den Kassen

fordern zu müssen, daß sie sich bei Aufstellung
der Dienstordnungen tunlichst an die amtliche

Musterdienstordnung halten. Es wird zwar keine

uniformierte Gleichheit oder eine wahllose An¬

nahme der staatlichen Musterdienstordnung ver¬

langt worden, es sollen vielmehr unter Benutzung
des amtlichen Formulares die Dienstordnungen
dergestalt aufgestellt werden, daß die erwünschten

Abweichungen handschriftlich unter Angabe der Gründe

vorgenommen werden.

Wir müssen nun den verehrten Kassen¬

vorständen überlassen, in dieser Frage erneut

Kntschließung zu fassen.44

Das Verfahron der sächsischen Oberver¬

sicherungsämter findet im Gesetz keine Stütze.

Immerhin mag es den sächsischen Behörden

unbequem und zeitraubend sein, die von der amt¬

lichen Musterdienstordnung in der Form ab¬

weichenden Dienstordnungen in ihren Einzelheiten

zu prüfen und zu genehmigen. Es empfiehlt sich

deswegen, die amtliche Musterdienstordnung für

die in den einzelnen Kassen aufzustellende Dienst¬

ordnung zwar zur Grundlage zu nehmen, aber

den amtlichen Entwurf durch handschriftliche Ände¬

rungen in Übereinstimmung zu bringen mit den reiflich

erwogenen Bestimmungen der tariflichen Dienst¬

ordnung. Das gilt vor allem von den grundsätz¬
lichen Fragen. Wenn so verfahren wird, dürfte den

Behörden die Arbeit wesentlich erleichtert werden,
worauf es ihnen wohl am meisten ankommt; dann

wird auch ihre Genehmigung zu erhalten sein.

Rundschreiben des preußischen Handels¬

ministers vom 6. August 1914 betr. Sicherung
der Leistungsfähigkeit der Krankenkassen fOr

die Dauer des Krieges. (HMBl. S. 442.)
Der Reichstag hat am 4. d. M. die Entwürfe

a) eines Gesetzes, betreffend Erhaltung von

Anwartschaften aus der Krankenversicherung,
b) eines Gesetzes, betreffend die Sicherung der

Leistungsfähigkeit der Krankenkassen,

angenommen. Die Veröffentlichung der Gesetze,
die mit ihrer Verkündigung in Kraft treten, ist

in der Nummer 53 des Reichsgesetzblatts erfolgt.
Zu dem unter b) bezeichneten Gesetze be¬

merke ich folgendes:
Das Gesetz verfolgt die Absicht, die Leistungs¬

fähigkeit der Krankenkassen, die während der

Dauer des gegenwärtigen Krieges gefährdet ist,
nach Möglichkeit sicher zu stellen. Zu diesem

Zwecke bestimmt § 1, daß alle Kassen nur die

Regelleistungen gewähren und ferner allgemein
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47*prozentige Beiträge ohne Rücksicht auf deren

bisherige Höhe erheben sollen. Abs. 2 des § 1

bietet aber solchen Kassen, die in guter finanzieller

Lage sind, die Möglichkeit, höhere Leistungen
und niedrigere Beiträge beizubehalten.

Nach § 2 tritt die Zuschußpflicht der Gemeinde¬

verbände bei Orts- und Landkrankenkassen, der

Arbeitgeberbei Betriebskrankenkassen, derInnung
bei Innungskrankenkassen bereits dann ein, wenn
bei einer Kasse die 4Vaprozentigen Beiträge zur

Deckung der Regelleistungen und Verwaltungs¬
kosten nicht ausreichen. Die Erhöhung der Bei¬

träge über 4Vs Proz. ist auch in diesem Falle

unzulässig.
§ 3 setzt für die Dauer des gegenwärtigen

Krieges die Vorschriften der RVO. über die

hausgewerbliche Krankenversicherung außer Kraft.

Auf übereinstimmenden Antrag des Gemeinde¬

verbandes und des Kassenvorstandes kann indes

das Oberversicherungsamt genehmigen, daß die

hausgewerbliche Krankenversicherung durch statu¬

tarische Bestimmung geregelt wird. Die Begrün¬
dung des Gesetzentwurfes gibt hierzu folgende
Ausführung:

„Geht man von dem Grundsatz aus, daß

das Funktionieren der Krankenkassen im Inter¬

esse der großen Masse der bei ihnen Ver¬

sicherten unter allen Umständen sichergestellt
werden muß, so wird man noch einen weiteren

Schritt tun müssen, so mißlich er auch ist. Die

Versicherung der Hausgewerbtreibenden ist

für viele Teile Deutschlands erst seit wenigen
Monaten in Kraft. In großen Gebieten, z. B.

in GroQ-Berlin, ist sie noch ganz unvollkommen

durchgeführt. Sie macht ihrer technischen

Schwierigkeiten halber große Verwaltungskosten
und erfordert viel Arbeit, die jetzt bei vielen

Krankenkassen nicht mehr geleistet werden

kann, da sie nach Entziehung zahlreicher An¬

gestellter durch die Einberufung jetzt nur mit

Mühe ihren Betrieb leidlich aufrecht erhalten

können. Die ordnungsmäßige Zusendung der

Listen und Zuschüsse zwischen den einzelnen

Krankenkassen ist während des Krieges über¬

haupt in Frage gestellt. Endlich ist die Ver¬

sicherung der Hausgewerbtreibenden für die

Krankenkassen eine große finanzielle Belastung.
So hart es daher ist, so muß man unter diesen

Umständen die Versicherung der Hausgewerb¬
treibenden, die in vielen Fällen während des

Krieges doch nicht durchführbar ist, gesetzlich
außer Kraft setzen, um die Krankenversicherung
aller übrigen Versicherten aufrecht zu erhalten.

Auch hierbei bleibt § 211 RVO. in Wirksamkeit;
daß fällige Beiträge und ebenso Zuschüsse

noch zu leisten sind, ist nur der Deutlichkeit

halber betont und weil für die hausgewerbliche
Krankenversicherung noch viele Zuschüsse rück¬

ständig sind.

Auch diese Maßregel ist nicht für solche

Kassen und Bezirke nötig, wo die Kranken¬

versicherung der Hausgewerbtreibenden seit

längerer Zeit auf Grund eines beibehaltenen

Ortsstatuts (§ 488 RVO.) oder auf Grund der

RVO. bei örtlich begrenzter Hausindustrie gut
arbeitet. Wenn sich dort der beteiligte Ge¬

meindeverband und der Vorstand der be¬

teiligten Krankenkasse, der letztere in nicht

getrennter Beschlußfassung der Vertreter der

Arbeitgeber und der Versicherten im Vorstande

darüber einig sind, daß die Versicherung des

Hausgewerbes funktioniert und technisch wie

finanziell von der Krankenkasse auch weiterhin

geleistet werden kann, so haben sie nur sofort

einen entsprechenden Antrag beim Oberver¬

sicherungsamt zu stellen. Die Oberversiche¬

rungsämter, denen der Eilbedürftigkeit halber

die Genehmigungsbefugnis übertragen ist, haben
solchen Antrag schleunigst zu erledigen. Der

Gemeindeverband und die Krankenkasse haben

in ihrem Antrage vorzuschlagen, wie sie die

Krankenversicherung des Hausgewerbes durch¬

führen wollen, sei es durch Aufrechterhaltung
des Ortsstatuts (§ 488 RVO.), sei es durch Bei¬

behaltung der besonderen Vorschriften der

RVO. (§§ 466 bis 493). Auf diese Weise ist

dafür gesorgt, daß die Krankenversicherung
der Hausgewerbtreibenden überall dort erhalten

bleiben kann, wo sie überhaupt in Kriegszeiten
durchführbar ist. In Werkstätten beschäftigte
Arbeiter sind auch, wenn ihr Arbeitgeber ein

Hausgewerbtreibender ist, als gewerbliche
Arbeiter versicherungspflichtig.44

Ich ersuche, tunlichst dahin zu wirken, daß

wenigstens dort, wo sich die gemäß § 488 RVO.

genehmigten statutarischen Bestimmungen be¬

währt haben, die Krankenversicherung der Haus¬

gewerbtreibenden und ihrer hausgewerblich Be¬

schäftigten aufrecht erhalten wird.

Rechtsprechung.
T. Nach § 178 RVO. erlischt die Versicherungs¬

berechtigung in allen Fällen, wenn das regel¬
mäßige jährliche Gesamteinkommen 4000 Mk.

Obersteigt. (Entscheidung des Reichsversiche¬

rungsamts vom 4. Juli 1914, Beschlußsenat der

Abteilung für Kranken-, Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung. II. K. 610/14.)
In der Beschwerdesache der Allgemeinen

Ortskrankenkasse in L. gegen die Entscheidung
des Vorsitzenden des Versicherungsamts der

Stadt L. vom 9. März 1914 wegen der Versicherungs¬
berechtigung des Oberfaktors Oswald M. in L.

hat das Reichsversicherungsamt, Beschlußsenat

der Abteilung für Kranken-, Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung, in seiner Sitzung vom

4. Juli 1914 wie folgt entschieden: Die Ent¬

scheidung des Versicherungsamts der Stadt L.

vom 9. März 1914 wird aufgehoben.
Der Oberfaktor Oswald M. in L. ist nicht be-

# rechtigt, der Allgemeinen Ortskrankenkasse der

Stadt L. als freiwilliges Mitglied weiter an¬

zugehören.
Gründe: Der Oberfaktor Oswald M. in L. war

vor dem 1. Januar 1914 versicherungspflichtiges
Mitglied der Gemeinsamen Ortskrankenkasse für

Gewerbegehilfen und Arbeiter in den Fabriken

zu L. Als sein Einkommen die in § 2b KVG.

vorgesehene Versicherungsgrenze von 2000 Mk.

überstieg, wurden die Kassenbeiträge für ihn in

der bisherigen — höchsten Lohnklasse weiter¬

gezahlt. Dies geschah auch, als sein Gehalt vor

dem 1. Januar 1914 auf mehr als 4000 Mk. jährlich
festgesetzt wurde. Die bezeichnete Kasse wurde

zum 1. Januar 1914 geschlossen. Für die Ver¬

sicherung des M. wäre nunmehr an sich die

Allgemeine Ortskrankenkasse der Stadt L. zu¬

ständig gewesen. Sie wies jedoch seine An¬

meldung zuletzt durch Schreiben vom 20. Januar

1914 zurück; er sei nach § 178 RVO. nicht mehr

versicherungsborechtigt, da sein Einkommen mehr

als 4000 Mk. betrage.
Auf Antrag des M. entschied das Versicherungs-

amt der Stadt L. am 9. März 1914, daß M. bei der

Allgemeinen Ortskrankenkasse versicherungs¬
berechtigt sei. Das Versicherungsamt folgerte
dies aus der Vorschrift des § 300 Abs. 1 Satz 2

RVO., wonach die versicherungsberechtigen Mit¬

glieder einer aufgelösten oder geschlossenen
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Kasse das Kecht auf aMitgliedschaft bei der an

ihre Stelle tretenden Kasse haben.

Gegen diese Entscheidung legte der Vorstand

der genannten Kasse rechtzeitig Beschwerde beim

Königlichen Oberversicherungsamt in L. ein, indem

er seine dem M. gegenüber erklärte Auffassung
aufrecht erhielt.

Das Oberversicherungsamt gab die Sache nach

§§ 1799, 1693 RVO. an das Relchsversicherungs-
arnt ab, da es sich um die noch nicht entschiedene

grundsätzliche Frage handele, ob in Fällen der

vorliegenden Art ein Recht auf Mitgliedschaft
bei der an die Stelle der geschlossenen Kasse

tretenden Kasse bestehe. Dabei äußerte das

Oberversicherungsamt seine Rechtsauffassung
dahin, daß die Entscheidung des Versicherungs-
amts zutreffe, falls eine wirksame freiwillige Ver¬

sicherung des M. bei der geschlossenen Kasse

bestanden habe. Die hierfür erforderliche Vor¬

aussetzung, daß die Kassenbeiträge von M. selbst

oder mit seiner Ermächtigung von einem Dritten

geleistet seien (zu vergl. Entscheidungen des

Königlich Preußischen Oberverwaltungsgerichts
Bd. 39 S. 320), sei jedoch nicht erfüllt. Die

Allgemeine Ortskrankenkasse habe daher die Auf¬

nahme des M. mit Kecht abgelehnt.
Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Es kann dahingestellt bleiben, ob eine gültige
Weiterversicherung des M. bei der geschlossenen
Kasse bestanden hat. Mag dies auch der Fall

gewesen sein, so ist der Genannte doch nicht be¬

fugt, der neuen Kasse, das heißt der Allgemeinen
Ortskrankenkasse der Stadt L., weiter als Mitglied
anzugehören. Nach § 178 RVO. erlischt die Ver¬

sicherungsberechtigung in allen Fällen, wenn das

regelmäßige jährliche Gesamteinkommen 4000 Mk.

übersteigt. Wie der erkennende Senat bereits

in der grundsätzlichen Entscheidung vom 23. Mai

1914 in Sachen der Betriebskrankenkasse der

Firma R. & Co. in G. (II. K. 443/14) eingehend
ausgeführt hat, gilt diese Vorschrift seit dem

1. Januar 1914 auch dann, wenn die bezeichnete

Einkommensgrenze vor dem 1. Januar 1914 über¬

schritten worden ist. M. ist demnach bei keiner

Krankenkasse mehr versicherungsberechtigt. Mit

Rücksicht hierauf hatte ihm der Vorstand der

Allgemeinen Ortskrankenkasse nach § 314 Abs. 2

RVO. mitzuteilen, daß seine Mitgliedschaft er¬

loschen sei. Diese Mitteilung ist in dem Schreiben

des Vorstandes vom 20. Januar 1914 zu erblicken.

M. ist somit nicht mehr befugt, der Kasse weiter

anzugehören. In diesem Sinne war daher unter

Aufhebung der Entscheidung des Versicherungs-
amts zu erkennen.

Wi. Ober die Annahme der wesentlichen

Besserung. Durch Urteil des Königl. Oberver¬

sicherungsamts zu A. vom 28. November 1912

war die Rente des Arbeiters Seh. von 60 auf

50 Proz. herabgesetzt worden, weil im Laufe der

seit dem Unfall verflossenen 12 Jahre völlige
Gewöhnung an die Unfallfolgen eingetreten sei.

Diese Entscheidung ist durch Rekursentscheidung
des Reichsversicherungsamtes vom 6. Juni 1914

mit folgender Begründung aufgehoben worden:

Das Rekursgericht hat sich der Vorentscheidung
nicht anzuschließen vermocht. Sie hat den Ein¬

tritt einer wesentlichen Besserung darin ge¬
funden, daß der Verletzte mit dem gutsitzenden
Kunstfuß ungehindert gehen könne und sich in
den seit dem Unfall verflossenen 12 Jahren an

den Gebrauch des künstlichen Beines im weit¬

gehendsten Maße gewöhnt habe. Für die Herab¬

setzung der Rente von 60 auf 50 Proz. ist also

lediglich die im Laufe der Jahre eingetretene
Gewöhnung maßgebend gewesen. Die Frage, ob

die Rente des Verletzten von 60 auf 50 Proz.

herabgesetzt werden könne, ist schon einmal im

Jahre 1911 vom Schiedsgericht erörtert worden.

Das Schiedsgericht wies damals den Antrag auf

Herabsetzung der Rente durch Urteil vom

6. April 1911 zurück, weil eine wesentliche

Besserung trotz Gewöhnung nicht eingetreten
sei. Die Herabsetzung der Entschädigung kann

nach § 88 GUVG. nur erfolgen, wenn in den

Verhältnissen, die für die Feststellung der Ent¬

schädigung maßgebend waren, eine wesentliche

Veränderung eingetreten ist. Festgestellt ist die

Rente durch eine Entschädigung von 60 Proz.

durch den Bescheid der Berufsgenossenschaft
vom 17. Dezember 1903, nicht etwa durch das

Urteil des Schiedsgerichts vom 6. April 1911.

Denn dieses hat nur die im Jahre 1903 fest¬

gestellte Entschädigung aufrecht erhalten. Bei

der Prüfung der Frage, ob eine Veränderung
eingetreten ist, muß also der jetzige Zustand mit

demjenigen verglichen werden, der für die Fest¬

setzung der Entschädigung im Jahre 1903 maß¬

gebend war. Die Vergleichung wird aber dadurch

eingeschränkt, daß das Urteil des Schiedsgerichts
vom 6. April 1911 rechtskräftig festgestellt hat,
daß bis dahin keine wesentliche Veränderung der

Verhältnisse eingetreten war. Rechtskräftig ge¬
worden ist nicht nur der damalige Urteilsspruch,
der es bei der Rente von 60 Proz. beließ, sondern

es sind auch diejenigen Entscheidungsgründe
rechtskräftig geworden, aus denen sich der Sinn

und die Tragweite der Entscheidung ergeben (zu
vergl. Handbuch der Unfallversicherung 3. Aufl.

Band 1 S. 497 Anm. 6 zu § 75 GUVG.). Diese

Entscheidungsgründe gingen dahin, daß sich in

den Verhältnissen nichts geändert hatte. Ihnen

hätte nur dadurch entgegengetreten werden

können, daß damals Rekurs eingelegt wurde;
das ist aber nicht geschehen. Veränderungen,
die bis zu dem Schiedsgerichtsurteil eingetreten
und abgeschlossen waren, können in dem jetzigen
Verfahren für sich allein nicht mehr geltend
gemacht und berücksichtigt werden.

Ihre Vorbringung im jetzigen Rekursverfahren

würde eine unzulässige Nachholung des früher

unterlassenen Rekursangriffs bedeuten. Es kann

sich also jetzt nur fragen, ob seit dem Urteil des

Schiedsgerichts vom 6. April 1911 eine wesent¬

liche Veränderung der Verhältnisse eingetreten
ist, die für die Feststellung der Entschädigung
im Jahre 1903 maßgebend gewesen sind, sei es,
daß eine Veränderung eingetreten ist, die früher

nicht vorhanden war und die sich allein oder in

Verbindung mit einer früheren Veränderung als

wesentlich darstellt, sei es, daß eine früher vor¬

handene, aber nicht wesentliche Veränderung
jetzt wesentlich geworden ist. Als Veränderung
hat das Oberversicherungsamt lediglich die im

Laufe der Jahre eingetretene Gewöhnung an¬

genommen. Sie war aber auch schon im Jahre

1911 eingetreten und nach dem damaligen Urteil

des Schiedsgerichts unwesentlich. Daß sie aber

in dem seitdem vergangenen kurzen Zeiträume

so fortgeschritten ist, daß sie jetzt als wesentlich

anzusehen ist, hat das Rekursgericht nicht an¬

nehmen können. Andere Umstände kommen für

eine Veränderung der Verhältnisse nicht in Be¬

tracht. Der Antrag der Berufsgenossenschaft auf

Herabsetzung der Entschädigung war daher nicht

gerechtfertigt.
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